
Beglaubigte Abschrift 

Hanseatisches Oberlandesgericht 
Az.: 15 U 90 23 
406 HKO 120/22 
LG Hamburg 

Verkündet am 30.05.2024 

, JAng 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Urteil 

IM NAMEN DES VOLKES 

In der Sache 

Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V., vertreten durch d. Vorstand 
 Paulinenstraße 47, 70178 Stuttgart 

- Kläger, Widerbeklagter und Berufungskläger - 

Prozessbevollmächtigte: 
 

gegen 

KSP Kanzlei  Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, vertreten 
durch d. Geschäftsführer, Kaiser-Wilhelm-Straße 40, 20355 Hamburg 

- Beklagte, Widerklägerin und Berufungsbeklagte - 

Prozessbevollmächtigte: 

 

erkennt das Hanseatische Oberlandesgericht - 15. Zivilsenat - durch den Vorsitzenden Richter 
am Oberlandesgericht , die Richterin am Oberlandesgericht  und den Richter am 
Oberlandesgericht  auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 18.04.2024 für 
Recht: 

1. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Landgerichts Hamburg vom 10.10.2023, 
Az. 406 HKO 120/22, wird zurückgewiesen. 

2. Der Kläger hat die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die angefochtene Entscheidung ist ohne 
Sicherheitsleistung vorläufig vollstreckbar. Der Kläger kann die Vollstreckung der 
Beklagten durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils 
vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung 
Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrags leistet. 

4. Die Revision gegen dieses Urteil wird zugelassen. 
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Beschluss 

Der Streitwert wird für das Berufungsverfahren auf 40.000,00 € festgesetzt. 

Gründe: 

Die Parteien streiten um wettbewerbsrechtliche Unterlassungsansprüche im 
Zusammenhang mit einem von der Beklagten im Auftrag ihrer Mandantin, der Grover Group 
GmbH, an einen Verbraucher, den Zeugen  verschickten Inkassoschreiben. In der 
Berufung stehen nur noch die vom Kläger geltend gemachten Ansprüche im Streit; die 
Abweisung der Widerklage ist rechtskräftig geworden. Bei dem ersten der beiden 
Klaganträge geht es um den Vonwrf der Irreführung über das Bestehen eines Mietvertrags 
über ein Mobiltelefon zwischen dem Zeugen  und der Grover Group GmbH. Der 
zweite Antrag betrifft falsche, widersprüchliche oder unklare Angaben sowohl zur Person 
des Gläubigers als auch zur Forderungshöhe. 

Der Kläger ist ein eingetragener Verein, der Verbraucherinteressen wahrnimmt, und als 
qualifizierte Einrichtung in die vom Bundesamt für Justiz geführte Liste gemäß @ 4 UKIaG 
eingetragen (3. Anlage K1 ). Die Beklagte ist eine Rechtsanwaltskanzlei, die u.a. in großem 
Umfang Inkassodienstleistungen für Unternehmen anbietet. Wegen des erstinstanzlichen 
Sach- und Streitstands und der vor dem Landgericht gestellten Anträge wird auf das 
angegriffene Urteil verwiesen. Ergänzend wird Folgendes festgestellt: 

In dem als Anlage K5 zur Akte gereichten lnkassoschreiben der Beklagten an den Zeugen 
 vom 18.02.2022 heißt es u.a.: 

„Forderung der Firma Grover Group GmbH 

Sehr geehrter Herr 

wir vertreten die Grover Group GmbH, Holzmarktstraße 11, 10179 Berlin. 

Sie schlossen am 24.11.2020 einen Mietvertrag über das Produkt ‚Apple iPhone 11 Pro 
- 4GB — 256GB‘. Hieraus blieb eine Forderung in Höhe von EUR 164,70 trotz Mahnung 
unserer Mandantin unbezahlt. [...]" 

Auf der zweiten Seite des Schreibens wird auf die „Rechnung vom 28.10.2021 zur Nr. 
R748269027“ Bezug genommen und dazu der Betrag von 164,70 € genannt, und darunter 
findet sich die folgende Angabe: „(Mietvertrag mit der Grover GmbH vom 24.11.2020)“. Die 
als Anlage KB zur Akte gereichte Rechnung vom 28.10.2021 mit der besagten Nummer 
beläuft sich indes nur auf 64,90 €, und eine „Grover GmbH“ existiert nicht. 
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Die Grover Group GmbH verschickte das nach dem bestrittenen Beklagtenvortrag vom 
Zeugen bestellte iPhone unstreitig nach Eingang der ersten Monatsmiete an den 
Zeugen, dem es gegen Vorlage eines Legitimationspapiers (Personalausweis) zugestellt 
wurde. Der Zeuge befindet bzw. befand sich also im Besitz des von der Mandantin 
der Beklagten versendeten Mobiltelefons. Dabei ist offen, ob die Zahlung der ersten 
Monatsmiete vom Zeugen  oder einem Dritten ausging. 

Der Kläger behauptet, die von der Beklagten und ihrer Mandantin behauptete und mit deren 
Schreiben gemäß Anlage K2 bestätigte Bestellung eines zu mietenden iPhones 11 Pro 
durch den Zeugen  vom 24.11.2020 habe es nie gegeben. Es handele sich um einen 
Identitätsdiebstahl; der Zeuge  sei am vermeintlichen Bestelldatum Jahre alt 
gewesen. In den Anmeldedaten sei hingegen als Geburtsjahr  angegeben werden. Die 
dort angegebene E-Mail-Adresse kenne der Zeuge  nicht. Er besitze keine 
E-MaiI-Adresse, da er weder E-Mails schreibe noch im Internet Bestellungen aufgebe oder 
im Fernabsatz Mietverträge schließe. 

Die Beklagte trägt näher zur Bestellung unter dem Namen und der Wohnanschrift des 
Zeugen  vor und macht geltend, dass der Zeuge  die Rechnungen, die er 
nach eigenem Vortrag bekommen habe, nur per E-Mail bekommen haben könne. Ferner 
seien elf auf dem Mietvertrag basierende Monatsrechnungen über die Kreditkarte des 
Zeugen  beglichen worden. Der Kläger behauptet, der Zeuge  verfüge über 
keine Kreditkarte, und bestreitet die Zahlungen mit Nichtwissen. 

Der Kläger beruft sich auch darauf, dass es einen Mietvertrag mit der „Grover GmbH“ nicht 
geben könne, weil eine solche Firma nicht existiere. Die Rechnungen gemäß Anlagen K3 
und K4 weisen die „Grover Deutschland GmbH“ als Rechnungserstellerin aus, wohingegen 
die Bestellbestätigung gemäß Anlage K2 von der „Grover Group GmbH“ stammt. Die 
Beklagte trägt vor, der Vertrag sei mit der Grover Group GmbH zustande gekommen. 

Die Beklagte gab die als Anlage K8 vorgelegte strafbewehrte Unterlassungserklärung ab. 
Diese enthält gegenüber der Abmahnung (Anlage KG) die in Parenthese gesetzte 
Einschränkung (hier kursiv gedruckt), dass das im lnkassoschreiben genannte 
Mietvertragsverhältnis zwischen dem genannten Dritten und dem Verbraucher in Wahrheit 
— gemäß gerichtlicher Feststellung oder Unstreitigstellen der Parteien — von 
Anfang an nicht existiert hat. Der Kläger wies die Unterlassungsverpflichtungserklärung 
wegen dieser Einschränkung zurück. 

Das Landgericht hat die Klage nach beiden Anträgen mangels Rechtsschutzbedürfnisses 
als unzulässig abgewiesen. Es handele sich um privilegierte Äußerungen im Rahmen der 
Rechtsverfolgung durch einen Rechtsanwalt, der als unabhängiges Organ der Rechtspflege 
seinen Mandanten gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten habe. Könnten solche 
Äußerungen gerichtlich angegriffen werden, müsste der Rechtsanwalt befürchten, 
persönlich belangt zu werden, wenn er in seiner beruflichen Funktion Informationen seines 
Mandanten weitergebe. Damit würde er in seinem Grundrecht aus Art. 12 Abs. 1 GG 
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verletzt, denn es würden die ordnungsgemäße lnteressenvertretung und damit ein 
wesentlicher Teil anwaltlicher Berufsausübung unterbunden. Werde ein Rechtsanwalt für 
seinen Mandanten tätig, so müsse ihm die unerlässliche Äußerungsfreiheit zukommen, die 
seine Stellung als unabhängiges Organ der Rechtspflege erfordere. Dabei könne eine 
regelmäßige Kontrolle der vom Mandanten mitgeteilten Tatsachen berufsrechtlich nicht 
verlangt werden, weil dadurch das Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und Mandant 
zerstört würde. Ebenso wenig wie die Berufstätigkeit des Anwalts danach mit den Mitteln 
des Äußerungsrechts eingeschränkt werden könne, sei dies mit den Mitteln des 
Wettbewerbsrechts zulässig. Wegen der weiteren Einzelheiten der Begründung wird auf 
das angegriffene Urteil verwiesen. 

Mit seiner Berufung wendet sich der Kläger gegen diese Entscheidung und rügt 
Rechtsverletzungen insbesondere wie folgt: 

Das Landgericht habe sein Petitum missverstanden. Sein Rechtsschutzbedürfnis könne 
nicht verneint werden, denn er beanstande nicht die Rechtsverfolgung durch die Beklagte 
per se, sondern die im konkreten Einzelfall getätigten Angaben zur Begründung. Nach der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung (BGH, GRUR 2020, 886 — Preisänderungsregelung) 
sei die Einzelfallbezogenheit der entscheidende Anknüpfungspunkt für eine Differenzierung 
danach, ob eine außergerichtliche Rechtsverfolgung über das Lauterkeitsrecht unterbunden 
werden könne oder nicht bzw. ob einer entsprechenden Unterlassungsklage das 
Rechtschutzbedürfnis fehle oder nicht. Die beiden Unterlassungsklaganträge nähmen daher 
Bezug auf die konkreten Ausführungen zur Begründung, also zum einen auf die Behauptung, 
es bestehe ein Mietvertrag (Antrag zu 1.) und zum anderen auf eine konkrete Rechnung, in 
der ein anderer Rechnungsbetrag genannt sei als in dem lnkassoschreiben (Antrag zu 2.). 
Es sei mit Blick auf das nach der UGP-Richtlinie (Richtlinie 2005/29/EG) zu 
gewährleistende hohe Verbraucherschutzniveau europarechtswidrig, derartige unrichtige 
Angaben hinzunehmen. 

Dass die Beklagte eine Rechtsanwaltskanzlei ist, ändere nichts. Eine Privilegierung als 
lnkassodienstleister komme nicht in Frage. Entgegen der Auffassung des Landgerichts 
werde mit einer Stattgabe der Klage schon kein wesentlicher Teil anwaltlicher 
Berufsausübung unterbunden. Es gehe gerade nicht darum, der Beklagten per se eine 
bestimmte Tätigkeit zu verbieten, sondern bezogen auf den konkreten Einzelfall darum, der 
Beklagten bestimmte unzutreffende Angaben zu untersagen. Es könne kein Privileg eines 
Rechtsanwalts geben, sich bei der Forderungsdurchsetzung im Rechtsverkehr auf falsche 
Tatsachen zu stützen und auf diese Weise das von der UGP-Richtlinie geforderte hohe 
Verbraucherschutzniveau zu gefährden. 

Das Risiko eines zerstörten Vertrauensverhältnisses zwischen Anwalt und Mandant gebe 
es nicht. Wenn der Rechtsanwalt, der eine lnkassodienstleistung übernimmt, Angaben, die 
er von seinem Auftraggeber erhält, falsch verarbeite und wiedergebe, möge daraus zwar 
ein gestörtes Vertrauensverhältnis resultieren. Das sei aber allein dem Rechtsanwalt 
anzulasten. Sollte die Äußerung der falschen Tatsache darauf beruhen, dass bereits der 
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Mandant den Anwalt falsch informiert hat, so werde sich der Mandant diesen Fehler 

entgegenhalten lassen müssen. Im einen wie im anderen Fall überzeuge es nicht, wenn das 
Landgericht einem zerstörten Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und Mandant den 
Vorrang gegenüber dem vom europäischen Gesetzgeber verlangten hohen 
Verbraucherschutzniveau einräume. 

Für dieses Ergebnis spreche auch, dass der nationale Gesetzgeber mit @ 43d BRAO dem 
Rechtsanwalt beim Anbieten von lnkassodienstleistungen umfassende, dem 5 13a RDG 
entsprechende lnformationspflichten auferlegt habe. Würde eine Verletzung dieser 
lnformationspflichten keine Sanktionen nach sich ziehen, hätte @ 43d BRAO keinen 

eigenständigen Anwendungsbereich, was nicht sein könne. Der Gesetzgeber habe durch 
den Gleichklang von @» 43d Abs. 1 BRAO mit 5 13a RDG gezeigt, dass der Rechtsanwalt 
kein Schutzprivileg gegenüber dem „einfachen“ lnkassodienstleister genieße, nur weil es 
sich bei ihm um ein Organ der Rechtspflege handelt. 

Soweit das Landgericht darauf abstelle, dass sich Ungenauigkeiten in der juristischen 
Alltagspraxis, insbesondere im Massengeschäft, nie ganz vermeiden ließen, sei dies erst in 
einem Ordnungsmittelverfahren zu thematisieren. Gemäß @ 43d BRAO müsse der 
Rechtsanwalt im Rahmen von lnkassodienstleistungen auch im Massengeschäft korrekte 
Angaben machen. 

Nach der Entscheidung „ldentitätsdiebstahl |“ des Bundesgerichtshofs (GRUR 2019, 1202) 
seien sowohl Zahlungsaufforderungen eines lnkassobüros als auch anwaltliche 
Zahlungsaufforderungen geschäftliche Handlungen im Sinne des UWG. Es komme daher 
entgegen der Argumentation des Landgerichts nicht darauf an, dass die Entscheidung 
„ldentitätsdiebstahl |“ keine Klage gegen Rechtsanwälte zum Gegenstand hatte. 

Wäre die Auffassung des Landgerichts richtig, würde dies zu erheblichen Schutzlücken 
zulasten von Verbrauchern führen. Das Landgericht meine, der Rechtsschutz von 
Verbrauchern durch die Unzulässigkeit der persönlichen Inanspruchnahme von 
Rechtsanwälten sei keineswegs unangemessen eingeschränkt, weil der Kläger den 
Auftraggeber der Beklagten selbst in Anspruch nehmen könne. Das sei aber nicht der Fall. 
@ 43d BRAO richte sich allein an den Rechtsanwalt als Normadressat. Eine 
Inanspruchnahme des Auftraggebers, der nicht selbst Normadressat ist, könne allenfalls 
erfolgen, wenn dieser als Gehilfe die fremde Tat fördere. Ob diese Voraussetzungen erfüllt 
sind, wisse der Kläger in der Regel nicht. Er habe aber mit Blick auf das vom europäischen 
Gesetzgeber geforderte hohe Verbraucherschutzniveau ein Interesse daran, gerade 
diejenigen Marktteilnehmer, die gegen @ 43d BRAO verstoßen, gesondert auf Unterlassung 
in Anspruch zu nehmen. 

In der mündlichen Verhandlung vor dem Senat hat der Kläger den Klagantrag zu 1. ohne 
seinen schriftsätzlich angekündigten zweiten Absatz (hier durchgestrichen wiedergegeben) 
gestellt und — soweit in der Berufung noch von Interesse — beantragt, 






























